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Skandal um Afghanen-Einreise: Vorwürfe
gegen NGOs und Baerbock!

Bericht über die umstrittene Evakuierung afghanischer
Flüchtlinge, Versäumnisse von NGOs und dem Auswärtigen

Amt, sowie Sicherheitsbedenken.

Kabul, Afghanistan - Die politischen und humanitären
Herausforderungen in Afghanistan stehen aktuell im Fokus der
deutschen Außenpolitik. Ein Bericht des „Spiegel“ thematisiert
gravierende Versäumnisse bei der Evakuierung Afghanen aus
dem Land, was zu einer breiten Kritik an
Nichtregierungsorganisationen (NGOs) und dem Auswärtigen
Amt führt. Insbesondere wird darauf hingewiesen, dass auch
Islamisten und Taliban-Anhänger ihren Weg nach Deutschland
gefunden haben könnten. Interne Lageberichte der deutschen
Botschaft in Pakistan werfen privaten Hilfsorganisationen und
dem Auswärtigen Amt erhebliche Fehler vor, die in der
großzügigen Visapraxis begründet liegen, die oft dringende
Sicherheitsbedenken ignorierte.



Diese großzügige Visapraxis führte dazu, dass bedenkliche
Identitäten oft nicht ausreichend überprüft wurden, was zur
Einreise von Tausenden Afghanen mit fragwürdigen
Fluchtgeschichten führte. Unter den Eingereisten sind laut dem
Bericht auch Personen mit Verbindungen zu den Taliban.
Wolfgang Kubicki, Vizepräsident des Deutschen Bundestages,
fordert in diesem Zusammenhang einen parlamentarischen
Untersuchungsausschuss, um die Rolle der NGOs und die
VisVergabe genauer zu beleuchten. Dabei wurde das Auswärtige
Amt bereits frühzeitig auf mögliche Gefahren hingewiesen, zum
Beispiel durch Listen mit islamistischen Scharia-Richtern.

Kritik an den Taliban und deren Folgen

Auf internationaler Ebene gerät auch die talibanesische Führung
immer stärker in die Kritik. Außenministerin Annalena Baerbock
(Grüne) hat die Taliban für die kürzliche Aufforderung an NGOs
verurteilt, alle Mitarbeiterinnen vorerst zu suspendieren. Sie
hebt hervor, dass die Taliban kein Recht haben, die humanitäre
Hilfe zu missbrauchen und Frauen damit zu unterdrücken.
Baerbock erklärt, dass dieses Vorgehen im Widerspruch zu den
Grundrechten der Frauen steht und die internationalen
humanitären Prinzipien massiv verletzt.

Die Taliban haben bereits mehrere internationale
Hilfsorganisationen, darunter prominente Akteure wie Save the
Children und den Norwegischen Flüchtlingsrat, dazu gezwungen,
ihre Arbeit in Afghanistan aufgrund des Arbeitsverbots für
Frauen vorerst auszusetzen. Baerbock fordert eine kollektive
Reaktion der internationalen Gemeinschaft und mahnt, dass die
Lebensbedingungen für Frauen und Mädchen in Afghanistan
nicht länger ignoriert werden dürfen. Besonders dramatisch ist
die Tatsache, dass Frauen seit der Machtübernahme der Taliban
im August 2021 enormen Einschränkungen ihrer Rechte
ausgesetzt sind, was ihre Rolle in der Gesellschaft drastisch
verändert hat.

Feministische Außenpolitik und ihre



Herausforderungen

In dieser Kontext werden auch die Ansprüche der deutschen
feministischen Außenpolitik kritisch betrachtet. Ein aktuelles
Dokument des Auswärtigen Amtes wird als „Wohlfühlpaket für
die eigene Wählerschaft“ wahrgenommen und thematisiert,
dass die Beispielen Afghanistan als feministisch gescheitert
angesehen werden muss. Baerbocks Ansatz zur feministischen
Außenpolitik, der Pragmatismus über Ideologie stellt, wirft
Fragen zur Realität und zur Wirksamkeit der deutschen
Außenpolitik auf.

In einer Atmosphäre, in der Frauenrechte stark gefährdet sind,
stehen die Herausforderungen für westliche Regierungen, ihre
Versprechen an Frauen und Mädchen in Afghanistan zu halten,
auf dem Prüfstand. Kritiker weisen darauf hin, dass das
Aushungern von Frauen und Kindern als unmenschlich
betrachtet werden muss. Diese Probleme sind eng verbunden
mit der international agierenden feministischen Rhetorik, die oft
im Widerspruch zu den realen Bedingungen vor Ort steht.

Insgesamt zeigen die Entwicklungen in Afghanistan die
komplexen Schnittstellen von Außenpolitik, humanitärer Hilfe
und den Rechten von Frauen auf. Ein Umdenken ist dringend
erforderlich, um den Herausforderungen adäquat zu begegnen
und den Menschen vor Ort zu helfen.

Für weiterführende Informationen zu den Entwicklungen in
Afghanistan, siehe:
Welt, FAZ, Deutschlandfunk Kultur.
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